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Entwurf eines Bundesgesetzes mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz geändert wird; 
Begutachtung; Stellungnahme 

Zu dem mit der do. oz. Note übermittelten Gesetzesentwurf nimmt das Bundes-

kanzleramt-Verfassungsdienst wie folgt Stellung: 

I.  Allgemeines 

In Hinblick auf die äußerst knapp bemessene Begutachtungsfrist wird auf das Rund-

schreiben vom 2. Juni 2008, BKA-600.614/0002-V/2/2008, hingewiesen; dort wurde 

– einmal mehr – in Erinnerung gerufen, dass die Begutachtungsfrist bei Gesetzes-

vorhaben im Regelfall sechs Wochen zu betragen hat. Dasselbe ergibt sich aus § 9 

Abs. 3 der WFA-Grundsatz-Verordnung, BGBl. II Nr. 489/2012.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die Übereinstimmung des im Entwurf vorliegenden 

Bundesgesetzes mit dem Recht der Europäischen Union vornehmlich vom do. 

Bundesministerium zu beurteilen ist. 

II.  Inhaltliche Bemerkungen 

Der VfGH hat mit seinem Erkenntnis VfSlg. 18.738/2009 ausgesprochen, dass es 

nicht unsachlich ist, vertriebsberechtigte Unternehmen zu einem 

Finanzierungssicherungsbeitrag zu verpflichten. 

Diesem Erkenntnis können keine Aussagen über die Zulässigkeit einer konkreten 

Höhe eines solchen Finanzierungssicherungsbeitrags entnommen werden, da die 
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Höhe des damals vorgesehenen Rabatts nicht Gegenstand des 

verfassungsgerichtlichen Verfahrens war. 

Vor dem Hintergrund dieses Erkenntnisses sollte jedoch sichergestellt sein, dass die 

Gesamtsumme des Finanzierungssicherungsbeitrags die Mehrausgaben für 

Heilmittel nicht übersteigt und dass die unterschiedlichen Prozentsätze des Beitrags 

für die jeweiligen Bereiche des Erstattungskodex in einem sachlichen Verhältnis 

zueinander stehen, das den Anteil des jeweiligen Bereiches an der Gesamtsumme 

der Mehrausgaben berücksichtigt. 

Gemäß dem vorgeschlagenen § 694 Abs. 1 soll jeweils zum 1. September eine 

Akontierung erfolgen. Es sollte klargestellt werden, auf welches Jahr abgestellt wird. 

Gemäß dem vorgeschlagenen Abs. 2 Z 3 sollen Grundlage für die Berechnung die 

Preise am 1. September 2015 sein. Es ist unklar, ob sich diese Anordnung nur auf 

die Arzneispezialitäten, die nicht im Erstattungskodex aufgeführt sind, bezieht (Z 3), 

oder auf alle Arzneispezialitäten. Sollte letzteres angeordnet werden, sollte dies 

durch eine entsprechende Formatierung (55_SchlussteilAbs) zum Ausdruck gebracht 

werden. 

III.  Legistische und sprachliche Bemerkungen 

Die Novellierungsanordnung nimmt auf den durch das Budgetbegleitgesetz 2016 

anzufügenden § 693 Bezug; dies sollte im Einleitungssatz berücksichtigt werden. 

Im vorgeschlagenen § 694 Abs. 2 sollte das Zitat „Abs. 4“ durch das Zitat „Abs. 1“ 

ersetzt werden. 

Inkrafttretensbestimmungen können das Inkrafttreten ihrer selbst nicht regeln. Aus 

technischen Gründen der Rechtsdokumentation sollte der Text des vorgeschlagenen 

Abs. 3 eine eigene Paragraphenbezeichnung (§ 695) erhalten. 

IV.  Zu den Materialien 

Es fehlt der Allgemeine Teil der Erläuterungen. In diesem wäre anzugeben (LRL 94), 

worauf sich die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der vorgeschlagenen 

Neuregelungen gründet (hier: „Sozialversicherungswesen“). 
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Diese Stellungnahme wird im Sinne der Entschließung des Nationalrates vom 6. Juli 

1961 auch dem Präsidium des Nationalrates zur Kenntnis gebracht. 

30. Oktober 2015 
Für den Bundesminister für 

Kunst und Kultur, Verfassung und Medien: 
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